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AKTUELL 
Langlauf: Markus Hasler 
in Brusson 17. 

Bestes Saisonergebnis und zum 
viertenmal in Serie in den Weltcup
punkten: Der Eschner Langläufer 
Markus Hasler (im Bild) überzeugte 
gestern in Brusson/Aostatal mit ei
nem ausgezeichneten 17. Rang über 
15 km in der freien Technik. Vom 
überragenden Sieger Björn Dählie 
(Nor) trennten den Liechtensteiner 
im Ziel 1:51,9 Minuten. Hasler si
cherte sich somit weitere 14 Zähler 
und liegt nun mit total 42 Punkten an 
20. Stelle des Gesamt-Weltcups. Ste
fan Kunz aus Triesenberg kam ge
stern auf den-54. Rang. „ -

Schweiz: Kürzungen bei 
Landwirtschaft abgelehnt 

Der Schweizer Nationalrat hat bei 
der Budgetberatung die Landwirt
schaft weitgehend geschont. E r  lehn
te Kürzungen im Umfang von rund 
35 Millionen Franken ab. Nicht ge
spart werden soll auch bei der Be
rufsbildung. Der Berner Bauernver
treter Hermann Weyeneth (SVP) 
wandte sich am Mittwoch vor dem 
Rat gegen ein «Strafexerzieren» mit 
der Landwirtschaft. Der  Rat lehnte 
in der Folge Kürzungen im Agrarbe-
reich, die die nationalrätliche Finanz
kommission gegen den Willen des 
Bundesrates vornehmen wollte, mit 
96 gegen 73 Stimmen ab. 

Umweltschutzgesetz: Die 
Revision ist unter Dach 

Nach" zweieinhalbjährigen Bera
tungen ist die Revision des Schwei
zer Umweltschutzgesetzes unter 
Dach. Im Nationalrat nahm am Mitt
woch als letzte verbliebene Bestim
mung die Abgabe zur Deponien-Sa
nierung die Hürde der Ausgaben
bremse mit 131 gegen 20 Stimmen. 
Mit dem revidierten Gesetz be
schreitet die Schweiz neue Wege im 
Umweltschutz. 

L E  C O R B U S I E R  

THÖNY 

Besteht Klarheit über Ausrichtung unserer Aussenpolitik? 
Rückblick auf eine Debatte im Landtag über den Ankauf  einer Residenz für die UNO-Botschaft in New York - Sparsamkeit gefordert 

(G.M.) - Sparsamkeit und effizienter 
Umgang mit den Finanzmitteln steht in 
der Regel im Vordergrund der Argumen
tation der Regierung, die - im Gegensatz 
zur vorherigen VU-Regierung - den 
Ernst der Lage bei den Staatsfinanzen er-
fasst hat. Im Unterschied zu anderen Par
lamenten, wo die Regierungsmehrheiten 
die Sparsamkeitsanstrengungen der Re
gierungen unterstützen, obliegt diese 
Aufgabe in unserem Land immer noch 
der Opposition. Jüngstes Beispiel ist die 
Debatte über den Ankauf einer UNO-
Residenz in New York - die kritischen 
Voten gegenüber den Vorstellungen der 
Regierung stammten aus den FBP-Rei-
hen. 

Vordergründig ging es in der letzten 
Woche bei der UNO-Debatte um den 
Kauf einer repräsentativen Vertretung in 
New York. Im Hintergrund jedoch stand 
das Thema «künftige Ausrichtung unse
rer Aussenpolitik», wozu das Leitbild der 
Regierung folgendes aussagt: «Die 
aussereuropäischen Beziehungen Liech
tensteins werden in erster Linie im Rah
men der UNO-Mitgliedschaft gepflegt. 

Diese Beziehungen sind vor allem im 
Hinblick auf die Stärkung der liechten
steinischen Eigenstaatlichkeit und der 
Förderung der Solidarität mit den Be
nachteiligten dieser Welt unerlässlich.» 

Wichtiges aussenpolitisches 
Engagement 

Die Regierung hatte dem Landtag im 
Zusammenhang mit dem Residenz-
Kaufantrag die aussenpolitischen Mög
lichkeiten im Rahmen der Vereinten Na
tionen positiv dargestellt: «Die UNO bie
tet aufgrund'ihres universellen Charak
ters auch ein ausgezeichnetes Forum für 
die Selbstdarstellung der Mitgliedstaa
ten, indem diese durch positive Mitarbeit 
in Erscheinung treten, ihre Eigenständig
keit und Fähigkeit zur internationalen 
Zusammenarbeit und ihre Bereitschaft 
zu Solidarität unter Beweis stellen kön
nen». 

Ein derart «aktives aussenpolitisches 
Engagement» hielt der FBP-Abgeordne
te Alois Beck für «eminent wichtig», 
doch ebenso unerlässlich ist für ihn der 
sparsame Einsatz der  begrenzten Finanz
mittel. 

Forderung nach klaren Zielvorgaben 

Von der Regierung, die im Bericht zum 
Antrag über die UNO-Residenz eine ge
wisse Widersprüchlichkeit erkennen 
liess, forderte Beck «klare Zielvorgaben» 
für die Aussenpolitik. Auch der FBP-Ab
geordnete Johannes Matt kritisierte, der 
Regierung sei «anscheinend nicht klar, 
was sie aus der Ständigen Vertretung in 
New York machen will». Mit der UNO-
Mitgliedschaft habe das Fürstentum 
Liechtenstein ein «wichtiges Ziel- in der 
Souveränitätspolitik» verwirklicht, aner
kannte Matt, gab aber gleichzeitig zu ver
stehen, dass dieses Ziel auch genüge: 
«Alles Weitere ist eine Frage der Res
sourcen». Auch er sprach sich für einen 
effizienten Einsatz der Mittel aus und 
forderte «politische Ziele, für die es sich 
lohnt zu investieren». 

Klarheit über Ausrichtung 
Für den FBP-Abgeordneten Matt 

steht «Klarheit über die Ausrichtung un
serer Aussenpolitik» im Vordergrund, für 
seinen Fraktionskollegen Xaver Hoch ist 
eine «mehrjährige Planung der Aufgaben 

der Ständigen UNO-Vertretung» uner
lässlich. Die längerfristige Planung sollte 
die Präsenz bei den Vereinten Nationen 
im Vergleich zu den Aufgaben innerhalb 
des Europäischen Wirtschaftsraumes 
(EWR) umfassen - nicht zuletzt deshalb, 
weil der Antrag der Regierung über den 
Kauf der UNO-Residenz die Ausrich
tung nach dem heutigen Bedarf festlegte, 
im gleichen Zuge jedoch die Perspektive 
mitteilte, dass die Ständige UNO-Vertre
tung in Zukunft an Bedeutung zulegen 
werde. 

Verdoppelung der UNO-Kosten 
Dass für den Landtag die UNO-Mit

gliedschaft Liechtensteins zu einem, sen
siblen Thema geworden ist, erscheint nur 
allzu verständlich. Die vor dem UNO-
Beitritt genannten Zahlen über die Ko
sten der UNO-Vertretung haben sich im 
Verlaufe der fünfjährigen Mitgliedschaft 
mehr als verdoppelt. Die Frage im Land
tag, ob die Kosten seinerzeit aus strategi
schen Gründen b.ewusst tief gehalten 
wurden oder ob in New York derzeit ein 
zu grosser Aufwand getrieben werde, 
bleibt vorerst weiter offen. 

Zweiter Teil der «Trilogie der Irrungen» gestartet 
Premiere der TaK-Eigenproduktion «Nora» von Henrik Ibsen gestern abend im Theater am Kirchplatz 

Unter grosser Aufmerksamkeit des fachkundigen Publikums ging gestern abend mit dem Stück «Nora» von Henrik Ibsen, insze
niert durch Reinhard Göber, der zweite Teil der TaK-Eigenproduktion «Trilogie der Irrungen» zum ersten Mal über die Bühne des 
Theaters am Kirchplatz. Weitere Vorstellungen finden am Freitag, den 15., am  Samstag, den 16., am Dienstag, den 19. und am Mitt
woch, den 20. Dezember statt. Ein ausfiihrlicher Bericht über die gestrige Premiere folgt in unserer morgigen Ausgabe. 
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Amter erhalten 
mehr Kompetenz 

(pafl) - Die Regierung hat in ihrer Sit
zung vom 12. Dezember 1995 die Verord
nung über die Delegation von Geschäf
ten nach dem Finanzhaushaltsgesetz ge
nehmigt. 

Mit der Abänderung des Finanzhaus
haltsgesetzes wurde vom Landtag die 
Rechtsgrundlage für die Delegation von 
Geschäften geschaffen. Durch die vorlie
gende Verordnung werden verschiedene 
Geschäfte an die Dienststelle für Finan
zen, an das Amt für Personal und Orga
nisation und an das Schulamt zur selb
ständigen Erledigung übertragen. Diese 
Ämter sind befugt, bestimmte Anweisun
gen und Anschaffungen selbständig zu 
erledigen. So kann in Zukunft die Fi
nanzkontrolle Landesbeiträge, Akonto
zahlungen, Subventionen etc. im Rah
men ihrer neuen Kompetenz anweisen. 
Das Amt für Personal und Organisation 
und das Schulamt sind - unter Vorbehalt 
und Beachtung der entsprechenden 
Richtlinien durch die Regierung - be
fügt, Mobiliar, Geräte, Schulausstattun
gen und Lehrmittel selbständig anzu
schaffen. 

Mit dieser neuen Verordnung wird den 
Ämtern die Kompetenz zur selbständigen 
Erledigung von wiederkehrenden Trans
aktionen erteilt und die Regierung da
durch von Routinegeschäften entlastet. 

Allen Unkenrufen zum Trotz Glanzresultat für Delamuraz - Denkzettel für Dreifuss 
Jean-Pascal Delamuraz wurde mit durchschnittlichem Ergebnis zum Schweizer Bundespräsidenten gewählt - Arnold Koller Vizepräsident 
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jeden Samstag geöffnet bis 16 Uhr 

Bern (AP) Allen Unkenrufen zum 
Trotz ist Jean-Pascal Delamuraz mit ei
nem Glanzresultat als Bundesrat be
stätigt und mit einer durchschnittlichen 
Stimmenzahl zum Bundespräsidenten 
für 1996 gewählt worden. Einen Denk
zettel verpasst hat das Parlament Ruth 
Dreifuss, die nur relativ knapp wiederge
wählt wurde. 

Der wegen' seiner Herzkrankheit in 
Frage gestellte 59jährige Wirtschaftsmi
nister Delamuraz erzielte mit 193 Stim
men auf Anhieb das Spitzenresultat und 
liess seine bürgerlichen Ratskollegen 
deutlich hinter sich. Arnold Koller erziel
te 176 Stimmen. Kaspar Villiger, von dem 
viele ein Sfntzenresultat erwartet hatten, 
kam auf 175 Stimmen. Flavio Cotti folgte 
mit 171 Stimmen und Adolf Ogi, der Re
präsentant der kleinsten Bundesratspar
tei, wurde mit 164 Stimmen im Amt be
stätigt. 

Deutlich distanziert wurden die SP-
Bundesräte. Während das Resultat des 

Ein Kilsschen für den neuen Bundespräsidenten: Jean-Pascal Delamuraz wird von sei
ner Gattin zur Wahl beglückwünscht. Rechts der Sohn der beiden, Alain Delamuraz. 

erst kürzlich gewählten Moritz Leuen-
berger mit 144 Stimmen im Rahmen der 
Erwartungen liegt, setzte es für Ruth 
Dreifuss einen argen Dämpfer ab: Die 
erste Sozialdemokratin im Bundesrat er
hielt bei ihrer ersten Bestätigungswahl 
nur 124 Stimmen, womit sie die Hürde 
des absoluten Mehrs von 109 Stimmen 
mit gerade 15 Einheiten Reserve über
winden konnte. 

Nach den wiederholten Diskussionen 
über einen Rücktritt von Delamuraz 
wählte die Vereinigte Bundesversamm
lung Delamuraz mit einem eher mittel-
mässigen Resultat zum Bundespräsiden
ten für das kommende Jahr. E r  erhielt 
165 von 232 abgegebenen Stimmen. Kas
par Villiger war vor Jahresfrist mit 186 
Stimmen zum Bundespräsidenten ge
wählt worden. 1988 hatte Delamuraz bei 
seiner ersten Wahl zum Bundespräsiden
ten noch ein Glanzresultat von 201 Stim
men erzielt. Mit 149 Stimmen wurde Ar
nold Koller Vizepräsident. 


